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Im Ergebnis wurden neben
einigen redaktionellen Ände-
rungen in folgenden Bereichen
die polizeilichen Befugnisse er-
weitert bzw. an die aktuelle
Rechtsprechung angepasst:
� Durchsuchungsbefugnis für

gezielte Kontrollen nach Arti-
kel 99 Schengener Durch-
führungsübereinkommen –
SDÜ – (§ 9a),

� Identitätsfeststellung durch
DNA-Analyse (§ 10a),

� Entnahmen von Blutproben
zu Untersuchungszwecken im
Rahmen der Abwehr einer
Gefahr für Leib oder Leben
(§ 17a),

� Videoüberwachung zur Ge-
fahrenabwehr für die öffent-

liche Sicherheit (§ 27 Abs. 2),
� Einsatz automatisierter

Kennzeichenerkennungssys-
teme (§ 27 Abs. 3),

� Videoüberwachung in polizei-
lich genutzten Räumen (§ 27
Abs. 4),

� Umsetzung der Rechtspre-
chung des Bundesverfas-
sungsgerichtes bei der akusti-
schen Wohnraumüberwa-
chung hinsichtlich des Ver-
wertungsverbotes von Er-
kenntnissen aus dem Kernbe-
reich privater Lebensgestal-
tung (§ 28a),

� Einsatz der präventiv-polizei-
lichen Telekommunikations-
überwachung (§ 28b),

� Zulässigkeit der Rasterfahn-

dung nur bei konkreten
Gefahren für hochrangige
Rechtsgüter (§ 37 Abs. 1),

� Schaffung einer Rechtsgrund-
lage zum Erlass von Poli-
zeiverordnungen zur Vor-
sorge gegen die von Hun-
den ausgehenden Gefahren 
(§ 59a),

� Einziehung von Gegenstän-
den im Zusammenhang mit
Ordnungswidrigkeiten (§ 63
Abs. 2),

� Zuständigkeit der Ortspoli-
zeibehörden bei Verstößen
gegen Landes- und Kreispoli-
zeiverordnungen (§ 63 Abs.
3),

� Festhalten an den seit 25. Juni
2004 den Ortspolizeibehör-
den eingeräumten erweiter-
ten Zuständigkeiten beim
Durchsuchen von Personen 
(§ 17), Durchsuchen von Sa-
chen (§ 18) sowie beim Ge-
brauch von Diensthunden 
(§ 49 Abs. 6 Satz 2) über den
31. Mai 2009 hinaus.
Wir freuen uns natürlich dar-

über, dass an vielen Stellen die
Fach- und Sachkompetenz der
GdP gefragt war und gehört
wurde.

Es ist aber auch beachtlich,
dass in dem gesamten Diskus-
sionsprozess die Beteiligten
nicht einfach auf ihrer Meinung
beharrten, sondern sich mit den
konstruktivkritischen Einlas-
sungen auseinandersetzten, und
dann auch tatsächlich zu Verän-
derungen im Sinne von Verbes-
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Landtag verabschiedet umstrittenes
Polizeigesetz
Von Hugo Müller

Am 12. September 2007 hat der saarländische Landtag in zweiter Lesung das Gesetz Nr.
1627 zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit im Saarland beschlossen. Damit wurde ein
„Schlussstrich“ unter eine nahezu zweijährige Debatte gezogen. An dieser Debatte hat
sich die GdP Saarland natürlich ganz engagiert beteiligt, und auch einiges bewegen kön-
nen. So konnte unsere konstruktive Kritik etwa bei den Themen Kfz-Kennzeichen-Scan-
ning, Video-Überwachung, ED-Behandlung von Kindern und Verwertbarkeit von sog.
„Kernbereichs-Erkenntnissen“ bei Gefahren für Leib oder Leben von Personen überzeugen.

serung oder auch nur Klarstel-
lung bereit waren.

Klar muss nun aber auch sein,
dass das geschriebene Wort al-
leine keine Erhöhung der Si-
cherheit verursacht. Es muss
nun Geld in die Hand genom-
men werden, um die erforderli-
che Technik zu kaufen (z. B. für
die Kennzeichenüberwachung),
und natürlich auch, um das not-
wendige zusätzliche Personal
einzustellen, das die neuen Auf-
gaben auch umsetzt.

Machte man das nicht, bliebe
das Gesetz im wesentlichen oh-
ne Wert, und wäre in der Schub-
lade „Sicherheitspopulismus“
abzulegen.

VERANSTALTUNGSHINWEIS

hiermit zusammenhängende
„Zielgröße“ in der operativen
Polizeiarbeit

� die Situation im Beförde-
rungswesen

� die Situation im Bereich Bei-
hilfe

� die Situation bei der Umset-
zung der Föderalismusre-
form,etwa im Hinblick auf die
Möglichkeit der Fortge-
währung der Ruhegehalts-
fähigkeit der Polizeizulage
Mit Sicherheit wird diese In-

fo-Veranstaltung sehr interes-
sant. Daher Termin unbedingt
vormerken!! D. S.

Am 30. 11. 2007 findet in der
Zeit von 10.00 Uhr bis 12.30 Uhr
in der Turnhalle Brebach eine
Infoveranstaltung mit Innenmi-
nister Klaus Meiser statt.Vorbe-
haltlich der Zustimmung von
HPR und PHPR soll diese Info-
Veranstaltung von beiden Gre-
mien durchgeführt werden. Als
mögliche Themen kommen in
Frage:
� der Abschlussbericht der AG

POG
� die Situation der Tarifange-

stellten
� die Einstellungsplanungen

bei der Vollzugspolizei und

„Die Landtagssitzung ver-
gangene Woche, als man sich
bei den Themen innere Sicher-
heit und Polizeigesetz zeitweise
äußerst kräftig in die Haare ge-
riet, war nicht gerade ein Para-
debeispiel für die hohe Kunst
geschliffener Rhetorik“

Guido Peters in der „Wo-
chenschau“ der SZ, Ausgabe
Nr. 221, Seite B2, unter dem Ti-
tel: „Wortnebel macht sich im
Plenum breit“

Hugo Müller Foto: Andrea Schaller
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Unter diesem Motto fand am
22. 9. 2007 der Ball der Polizei in
der Stadthalle St. Ingbert statt.
Die Veranstaltung ist fester
Bestandteil unserer Öffentlich-
keitsarbeit, so dass nicht nur viele
Polizistinnen und Polizisten, son-
dern auch sehr viele Bürgerinnen
und Bürger alle zwei Jahre den
Weg nach St. Ingbert finden. In
diesem Jahr ging im wahrsten
Sinne des Wortes keine Maus
mehr in die Halle, die festlich de-
koriert bis auf den letzten Platz
gefüllt war. Hugo Müller konnte
zahlreiche Gäste und Sponsoren
begrüßen, an der Spitze unseren
neuen Innenminister Klaus Mei-
ser, die Landtagsabgeordneten

Günter Becker (CDU) und
Reinhold Jost (SPD), von der
Abteilung D bzw. der Poli-
zeiführung u. a. Wolfgang Klein,
Erhard Ehl, Harald Jenal, Mi-
chael Engelbert,Günter Kremer,
Ulrich Pohl.

Unseren Ehrenvorsitzenden
Dietmar Hünnefeld, den IPA-

Polizei für Bürger – Bürger für Polizei
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Landesvorsitzenden Bernd Ha-
rings, ver.di Landeschef Alfred
Staudt, Stefan Frey und Sascha
Terzenbach von Signal Iduna
und Wolfgang Schmidt von T-
Systems. Außerdem hatte eine
Delegation der GdP Rheinland-
Pfalz den Weg nach St. Ingbert
gefunden.

Das Programm ließ keine
Wünsche offen. Ria Hamilton,
Ingo Ingwersen und die Man-
hattan-Show-Band sorgten bis
weit nach Mitternacht für eine
tolle Stimmung in der Stadthal-
le.

Damit wurde die Veranstal-
tung auch dem Wunsch von Hu-
go Müller gerecht, der sein
Grußwort in der Festschrift für
den Ball der Polizei beendete
mit dem Satz:

„Einmal ohne Alltagssorgen
unbeschwert mit Freunden und
Bekannten feiern, dabei auch
andere Menschen kennen lernen
und neue Freunde gewinnen,
gleichzeitig das gute Verhältnis
der Saarländerinnen und Saar-
ländern zu ihrer Polizei festigen
und vertiefen, das sind die wich-
tigsten Aufgaben, die unser Bür-
ger-Polizei-Fest erfüllen soll“.

D. S.
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SCHUTZWESTEN

Aktueller
Sachstand

Die Ausschreibung der per-
sonenbezogenen Schutzwesten
wurde zwischenzeitlich abge-
schlossen. Der Auftrag zur Lie-
ferung der Westen wird in Kür-
ze durch den Wirtschaftsdienst
erfolgen. Es folgt nun noch der
wichtigste Teil des Vorhabens.
Alle operativ eingesetzten Kol-
leginnen und Kollegen müssen
vermessen werden. Dies ge-
schieht im Zeitraum Oktober
bis Anfang Dezember. Wenn
alles planmäßig läuft, werden
die Schutzwesten im Februar
2008 ausgeliefert.

Dieser Termin liegt deutlich
vor dem ursprünglich avisier-
ten. Daher von Seiten der GdP
ein dickes Lob an alle Beteilig-
ten! D. S.
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Deutschlandweit gibt es rd.
100 000, davon im Saarland na-
hezu 1000 Beamtenfamilien mit
drei oder mehr Kindern. Neben
dem Kindergeld, das die Famili-
enkassen an alle Eltern zahlen,
erhalten Beamte familienbezo-
gene bzw. von der Kinderzahl
abhängige Gehaltsbestandteile,
den sog.Familienzuschlag (Stufe
2). Das bringt fürs erste und
zweite Kind je rd. 90 Euro, fürs
dritte und jedes weitere Kind
seit 1. 8. 2004 exakt 230,58 Euro.
Dass der Betrag ab dem dritten
Kind so deutlich über den Beträ-
gen für die ersten beiden Kinder
liegt, ist kein Zufall – es ist das
hart erkämpfte Ergebnis zäher,
langjähriger Verwaltungsklagen
bis in höchste Instanzen. Bereits
hier hat die GdP kräftig mitge-
mischt, insbesondere durch Ge-
währung von Rechtsschutz. Das
Ringen geht aber weiter. Die
nachfolgende Bestandsaufnah-
me soll dem Leser die bestehen-
de Gemengenlage transparenter
machen.

Infolge der Rechtsprechung
zur Kindesalimentation sah sich
der Gesetzgeber seit 1999 schon
mehrmals zu „Nachbesserungs-
aktionen“ gezwungen. Aktuell
sperrt er sich aber gegen
Nachforderungen für länger zu-
rückliegende Zeiträume. Auch
hier ist die GdP wieder gefor-
dert. Mehr als ein Dutzend Ver-
fahren sind aktuell allein im
Saarland in den Händen unseres
Vertragsanwalts Werner ALT-
HAUS, zwei davon bereits 
beim Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) anhängig. Es wird
eine Musterklage beim BVerwG
(2 C 16.07) geführt, die sich
stützt auf das von der Bundes-
GdP in Auftrag gegebene rechts-
wissenschaftliche Gutachten
von Prof. Dr. Matthias Pechstein
(Europa Universität Viadrina,
Frankfurt/Oder) vom Januar
2007, veröffentlicht in der „Zeit-
schrift für Beamtenrecht“ (ZBR
2007, 73 ff.).

Möglicherweise wird auch
hier wieder einmal das Bundes-

verfassungsgericht das letzte
Wort haben.

Da die Lage in der ganzen
Angelegenheit nicht eben über-
sichtlich ist, will ich im Zusam-
menhang erläutern, worum es
für „kinderreiche“ Beamte in
Bezug auf die Alimentation für
das dritte Kind und weitere Kin-
der geht. Damit alle einzelnen
Aspekte und potenziell relevan-
ten Zeiträume besser auseinan-
der gehalten werden können,
gliedern sich meine Ausführun-
gen folgendermaßen:
� Anspruchsgrundlagen
� Nachforderungen für 2004 bis

2006
� Nachforderungen für 2000 bis

2003
� Aktueller Anspruch 2007
� Erhöhung ab April 2008/

Rückwirkung ab 1.Januar 2007

Anspruchsgrundlagen

Maßgebend sind hier die in
der Verfassung (Art. 33 Abs. 5
GG) garantierten hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbe-
amtentums, zu denen auch das
Alimentationsprinzip gehört.

Mit seiner Entscheidung vom
24. 11. 1998 – 2 BvL 26/91
(BVerfGE 99,300) hatte das
Bundesverfassungsgericht fest-
gestellt, dass die Alimentation
kinderreicher Beamtenfamilien
nicht mehr amtsangemessen sei,
da die Besoldung in Bezug auf
das dritte und jedes weitere
Kind den verfassungsgebotenen
Mindestabstand von 15 v. H. zur
Sozialhilfe nicht eingehalten ha-
be. Konkret hatte das Gericht
festgelegt, dass Besoldungsemp-
fänger für das dritte und jedes
weitere Kind Anspruch auf fa-
milienbezogene Gehaltsbe-
standteile in Höhe von 115 v. H.
des durchschnittlichen sozialhil-
ferechtlichen Gesamtbedarfs ei-
nes Kindes haben. Das Bundes-
verfassungsgericht hatte den
Gesetzgeber aufgefordert, die
als verfassungswidrig beanstan-
dete Rechtslage bis zum 31. 12.

1999 mit der Verfassung in Ein-
klang zu bringen. Sollte der Ge-
setzgeber dem nicht nachkom-
men,„sind die Dienstherren ver-
pflichtet, für das dritte und jedes
weitere unterhaltsberechtigte
Kind familienbezogene Ge-
haltsbestandteile in Höhe von
115 v. H. des durchschnittlichen
sozialhilferechtlichen Gesamt-
bedarfs zu gewähren.

Die Fachgerichte sind befugt,
familienbezogene Gehaltsbe-
standteile nach diesem Maßstab
zu bemessen“ (Vollstreckungs-
klausel).

Daraufhin erhöhte der Ge-
setzgeber mit dem Bundesbesol-
dungs- und -versorgungsanpas-

sungsgesetz 1999 vom 19. 11.
1999 die Familienzuschlagsbe-
träge pauschal um 200 DM. In
den Folgejahren wurden diese
Beträge bei allgemeinen Besol-
dungsanpassungen um den glei-
chen „Vomhundertsatz“ erhöht.

Mit Urteil vom 17. 6. 2004 – 
2 C 34/02 (BVerwGE 121, 91)
hat dann jedoch das Bundesver-
waltungsgericht festgestellt,dass
die vom Gesetzgeber festgeleg-
ten Beträge für das dritte und
die weiteren Kinder noch immer
nicht den verfassungsmäßigen
Anforderungen genügten. Da
somit nach wie vor ein verfas-

Mehr Geld bei drei und mehr Kindern
Eine aktuelle Bestandsaufnahme von Carsten Baum

LANDESJOURNAL

ALIMENTATION

Fortsetzung auf Seite 4

Anzeige



4 Sa-Deutsche Polizei 11/2007

sungswidriges Besoldungsdefi-
zit für kinderreiche Beamtinnen
und Beamte gegeben sei, habe
sich die Vollstreckungsklausel
des BVerfG nicht erledigt.

In der Folge zu dem Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts sind
bundesweit eine Vielzahl von
verwaltungsgerichtlichen Ent-
scheidungen ergangen, in denen
Beamtinnen und Beamten mit
mehr als zwei Kindern den Fa-
milienzuschlag ergänzende Be-
soldungsleistungen zugespro-
chen wurden.

Auch im Saarland hat das
Oberverwaltungsgericht (OVG)
in mehreren Verfahren (z. B.Ur-
teile vom 23. 2. 2007, Az. 1 R
27/06 und 1 R 30/06) das beklag-
te Land zur Zahlung ergänzen-
der Familienzuschlagsbeträge
verurteilt.

Voraussetzung für solche
Zahlungen, die der Dienstherr
natürlich nicht freiwillig leistete,
war stets der form- und fristge-
recht beim für Besoldung zu-
ständigen Landesamt gestellte
Antrag auf „mehr Geld fürs
Kind“ und sowie Widerspruch
bzw. Klage gegen den ablehnen-
den Bescheid des Landesamtes.

Hellwach waren hier unsere
gut informierten GdP’ler. So ist
es denn auch kein Wunder, dass
ihr Anteil an der Gesamtzahl
der saarlandweit angestrengten
Verfahren erheblich ist.

Nachforderungen für
2004 bis 2006

Die konkrete Berechnung
der an die klagenden Beamten
nachzuzahlenden Nettobeträge
war für die Gerichte bzw.die Be-
soldungsstelle sehr aufwändig,
da viele individuelle Faktoren zu
berücksichtigen sind. In der Re-
gel erhielten die Kläger für den
mehrjährigen Zeitraum aber
nicht mehr als einige Hundert
Euro zugesprochen. Bei der
Zentralen Besoldungsstelle
(ZBS) ist nun in den letzten Mo-
naten fleißig gerechnet worden,
welche Beträge in den 63 anhän-
gigen Verfahren, die bis zur jetzt
vorliegenden OVG-Entschei-
dung ruhend gestellt waren, im

Einzelnen nachzuzahlen sind.
Die betroffenen Besoldungs-
empfänger sollten diese Nach-
zahlungen mit dem November-
gehalt 2007 erhalten.Unklar war
noch (Stand: 5. 9. 2007), ob das
Land sich großzügig zeigt und
Nachzahlungen auch an weitere
86 Besoldungsempfänger leistet,
die Anträge gestellt, aber keine
Rechtsmittel eingelegt hatten.

Jedenfalls können diejenigen,
die nun Nachzahlungen erhal-
ten, im Durchschnitt mit Zahl-
beträgen von rd. 30 Euro für das
dritte und jedes weitere Kind
rechnen, und zwar für jeden ein-
zelnen Monat der Jahre 2004 bis
2006.

Nachforderungen für
2000 bis 2003

Mehr Nachzahlung hätte es
gegeben, wenn auch der davor
liegende Zeitraum (sofern die
Kläger auch seinerzeit schon

„kinderreich“ waren) in die
Rechnung einbezogen worden
wäre, also der Zeitraum vor
2004. Dies hat das OVG Saar-
land (Urt. vom 23. 2. 2007 – 1 R
30/06) jedoch „aufgrund nicht
zeitnaher Geltung“ abgelehnt.
Als weiterer Begründungs-
aspekt ist ins Feld geführt wor-
den, dass das Beamtenverhältnis
ein wechselseitiges Treuever-
hältnis beinhalte, aus dem nicht
nur die Verpflichtung des
Dienstherrn folge, den Beamten

angemessen zu alimentieren,
sondern umgekehrt auch die
Verpflichtung des Beamten, auf
die Belastbarkeit des Dienst-
herrn und dessen Gesamtwohl-
verantwortung Rücksicht zu
nehmen. Es gehe bei der Ali-
mentation um einen gegenwärti-
gen und nicht um einen zurück-
liegenden Bedarf, und schließ-
lich unterliege auch der Haus-
haltsplan der jährlichen parla-
mentarischen Bewilligung.

Damit finden wir uns nicht ab.
Für den Kläger, der Mitglied

der GdP Saarland ist und als sol-
ches von uns Rechtschutz erhält,
ist nun gegen das o. a. OVG-Ur-
teil nach Art eines Musterpro-
zesses Revision zum Bundesver-
waltungsgericht eingelegt wor-
den.Unser Vertragsanwalt ALT-
HAUS hat dem Leipziger Ge-
richt Ende August 2007 die Re-
visionsbegründungsschrift über-
sandt und dabei im Wesentli-
chen auf das oben erwähnte
Gutachten von Prof. PECH-
STEIN abgestellt. Darin ist ar-
gumentiert, dass die vom
BVerfG 1998 ausgesprochene
Vollstreckungsklausel für die
Dienstherren bereits ab dem
1. Januar 2000 Geltung bean-
spruche, also schon ab dann
Nachzahlungen eingefordert
werden dürften.

Die Klage ist nicht nur für
„unsere“ Kläger, sondern darü-
ber hinaus auch bundesweit für
viele andere „kinderreiche“ Be-
amte von großer Bedeutung.
Leider kann es bekanntlich je-
doch Jahre dauern, bis ein unan-
fechtbares Ergebnis vorliegt.
Die GdP bleibt auf jeden Fall am
Ball.

Aktueller Anspruch 2007

Wie bereits einleitend ange-
geben, beträgt der derzeitige,
mit dem jeweiligen Monatsge-
halt in 2007 gezahlte Familienzu-
schlag fürs dritte und jedes wei-
tere Kind 230,58 Euro.

Jedoch hat das saarländische
Innenministerium im August
2007 den Gewerkschaften im
Rahmen des Beteiligungsver-
fahrens (§ 111 SBG) den „Ent-
wurf eines Gesetzes zur Anpas-
sung von Besoldungs- und Ver-

sorgungsbezügen und zur Ände-
rung sonstiger dienstrechtlicher
Vorschriften“ zur Stellungnah-
me übersandt. Laut diesem Ent-
wurf ist vorgesehen, Erhöhungs-
beträge zum Familienzuschlag
für Beamtinnen und Beamte so-
wie für Versorgungsempfänge-
rinnen und Empfänger mit drei
und mehr Kindern rückwirkend
ab 1. Januar 2007 zu gewähren.

Erhöhung ab April 2008/
Rückwirkung ab 
1. Januar 2007

Gemäß dem als Artikelgesetz
vorliegenden Entwurf ist in der
Hauptsache vorgesehen, dass
zum 1. April 2008 eine Besol-
dungs- und Versorgungsanpas-
sung um 2,9 v. H. erfolgt (Art. 1).
Darüber hinaus soll es aber auch
Erhöhungsbeträge zum Famili-
enzuschlag für Beamtinnen und
Beamte sowie für Versorgungs-
empfängerinnen und Empfän-
ger mit drei und mehr Kindern
geben (Art. 4), um endlich die
vom Bundesverfassungsgericht
und den Verwaltungs- und
Oberverwaltungsgerichten auf-
gestellten Anforderungen an ei-
ne verfassungskonforme Ali-
mentierung „kinderreicher“ Be-
amtinnen und Beamter zu erfül-
len.

Der Erhöhungsbetrag soll bei
50 Euro je Kind/Monat liegen.
Laut Artikel 6 soll das Gesetz in
Bezug auf die Besoldungs- und
Versorgungsanpassung zum 1.
April 2008 in Kraft treten, in Be-
zug auf den Erhöhungsbetrag
für Kinder aber bereits mit Wir-
kung vom 1. Januar 2007.

Das bedeutet konkret, dass
die Besoldungsstelle an Eltern
mit drei oder mehr Kindern
rückwirkend ab 1. Januar 2007
Zahlbeträge anweisen kann, so-
bald das zurzeit erst im Entwurf
vorliegende Gesetz vom Land-
tag des Saarlandes verabschie-
det sein wird.

Der Familienzuschlag fürs
dritte Kind einschließlich des
Erhöhungsbetrags wird dann
bei rd. 280 Euro und nach der
zum 1. April 2008 vorgesehenen
generellen Besoldungsanpas-
sung (plus 2,9 v. H.) bei fast 290
Euro liegen.
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Die Diensthundestaffel der
saarländischen Polizei feierte in
diesem Jahr ihr 40-jähriges Be-
stehen. Zu diesem schönen An-
lass und zur Ermittlung des lan-
desbesten Teams Diensthunde-
führer/Diensthund lud die Dienst-
hundestaffel der saarländischen
Polizei am Donnerstag, 6. Sep-
tember 2007, zu ihrer 32. Polizei-
meisterschaft für Diensthunde-
führerinnen und Diensthunde-
führer ein, die gleichzeitig auch
die Überprüfung der von den

Diensthunden jährlich zu erbrin-
genden Leistungen im Hinblick
auf ihre Einsatzfähigkeit dar-
stellt.

Der Einladung gefolgt war ei-
ne Vielzahl geladener Ehrengäs-
te, Freunde und Angehörige der
Diensthundestaffel, die bereits
zu Beginn der Veranstaltung
zahlreich erschienen waren.

Der Leiter der Abteilung Be-
reitschaftspolizei,Herr PD Mich-
ael Engelbert, konnte in seiner
Ansprache eine Vielzahl gela-

dener Ehrengäste, hierunter u. a.
auch unseren neuen Innenminis-
ter, Herr Klaus Meiser, den Lei-
ter der Landespolizeidirektion,
Herrn Paul Haben, den Leiter
des Landeskriminalamtes, Herrn
KD Weiland, weitere Behörden-
leiter benachbarter Bezirke so-
wie hochrangige Gäste der fran-
zösischen Gendarmerie bzw. Po-
lice Grand-Ducale du Luxem-
bourg begrüßen. Diese konnten
sich persönlich von dem hohen
Leistungsstandard der Dienst-
hunde überzeugen.

Die geforderten Leistungs-
spektren erstrecken sich über die
Bereiche Nasenarbeit (Fährte
und Stöbern nach Gegenstän-
den), Gehorsam und Schutz-
dienst sowie die Abnahme der
Spürhundprüfungen in den Be-
reichen Rauschgift, Sprengstoff,
Brandmittel und Leichen.

Während Teilbereiche o. g.
Leistungsspektren bereits im
Frühjahr dieses Jahres absolviert
wurden, konnten die noch abzu-
legenden Schutzdienstübungen
am Tage der Meisterschaft von
den Gästen mitverfolgt werden.

Nach einem spannenden Fi-
nale hatte schließlich das Team
POM Armin Besch mit seinem
Diensthund „Luco“ die „Nase
vorn“ und gewann mit einer Ge-
samtpunktzahl von 12,47 Punk-
ten den Titel des Saarländischen
Polizeimeisters 2007.

PHM Georg Hinze mit seinem
Diensthund „Artus“ (12,31
Punkte) und PHM Markus Blanz
mit seinem Diensthund „Bart“
(11,13 Punkte) belegten die Plät-
ze 2 und 3.

Im Sektor der Spürhunde hat-
te der Diensthund „Devil“, ge-
führt von PK Detlef Kilch den
„besten Riecher“ und wurde mit
einer Gesamtpunktzahl von
10,24 Punkte Sieger der Spreng-
stoffspürhunde.

„Varras“, geführt von POM
Bernhard Müller, wurde mit
11,44 Punkten Sieger bei den
Rauschgiftspürhunden.

Im Rahmen einer feierlichen,
u. a. von Innenminister Klaus
Meiser vorgenommenen Sieger-
ehrung, wurde den erfolgreichen
Einsatzteams die Pokale über-
reicht.

Mit Spannung erwartet wurde
die „Ehrung der Hauptakteure“,
der Diensthunde, die für ihre ge-

zeigten Leistungen persönlich
von den Ehrengästen mit Lyoner
und Wiener belohnt wurden.

Im Rahmen dieser Meister-
schaft sowie im täglichen Dienst
bewiesen bzw. beweisen die
Diensthunde wieder deutlich
ihren Stellenwert bei der Bewäl-
tigung polizeilicher Einsatzlagen.

Der Polizeidiensthund – ein
effektives, multifunktionales und
unverzichtbares Einsatzmittel
der Polizei.

40-jähriges Jubiläum der Diensthundestaffel –
Polizeimeisterschaft für Dienst-
hundeführerinnen und Diensthundeführer
Von Kerstin Bick-Wagner

LANDESJOURNAL

ABTEILUNG BEREITSCHAFTSPOLIZEI

Christof Baltes bei der Übergabe
des Wanderpokals der GdP an
PHM Thomas Zenner

Foto: Bruno Leinenbach

Anzeige
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Wie nennt man das eigentlich,
wenn man eine Ferienfreizeit in
geschlossenen Räumen veranstal-
tet? Eine Zeltkolonie nennt man
Zeltlager, das ist klar, und wenn
man mit einer Klasse unterwegs
ist, heißt das schlicht und einfach
Klassenfahrt – das löst dieses Be-
nennungsproblem elegant – aber
gibt es auch ein „Hauslager“? Für
viele jedenfalls ist die fünfte Som-
merferienfreizeit der Gewerk-
schaft der Polizei des Saarlandes

ein Zeltlager geblieben, rein aus
Gewohnheit,denn die fünf voran-
gegangenen Male fanden in Bo-
sen am gleichnamigen Bostalsee
statt, und so wollten sich „Vetera-
nen“ der immer erfolgreicher
werdenden Ferienaktion der GdP
eben nicht umgewöhnen: Mit
knapp 60 Kindern und rund 15
Betreuern brach das von Gewerk-
schaftssekretär Lothar Schmidt
und Polizeihauptpersonalrat Udo
Ewen initiierte Ferienteam so
zahlreich wie noch nie nach Kir-
kel auf, wo die Ferienfreizeit dies-
mal im Kirkeler Bildungszentrum
beherbergt war. Nachdem man in
den vorangegangenen Jahren vor
allem durch die Wetterkapriolen
und den hohen logistischen Auf-
wand bei der Verpflegung der
hungrigen Mäuler ins Grübeln ge-
kommen war, bot das Bildungs-
zentrum mit einem unschlagbar

preiswerten Tarif den Luxus einer
stationären Küche und richtiger,
überdachter Betten. Mit dem
weitläufigen Areal rund um das
technisch hervorragend ausge-
stattete Gebäude konnte man
problemlos sowohl ein Programm
für schöne als auch regnerische
Tage ausarbeiten.

Und so ließ sich dann auch der
erste Tag vielversprechend an:
Nachdem alle Kinder und Ju-
gendlichen zwischen 7 und 16 Jah-

ren in Kirkel eingetrudelt waren
und immer zu zweit Zimmer be-
zogen hatten, erlaubte das Wetter
Fußball und andere Spiele an der
frischen Luft, während die eher
lichtscheuen Zeitgenossen schnell
den als Mittelpunkt der GdP-
Truppe fungierenden Konferenz-
raum in Beschlag genommen hat-
ten und die Annehmlichkeiten ei-
nes modernen Sound- und Bea-
mersystems beim Durchforsten
des Internets entdeckten. Mit ei-
ner etwas ausufernden Wasser-
schlacht, die einige Teilnehmer
schon am ersten der fünf Tage in
Kleidernot brachte, klang der Tag
aus, und früh wurde es still, denn
bereits um 9 Uhr am nächsten
Morgen stand der erste Programm-
punkt auf dem Plan.

Am ersten vollwertigen
„Hauslagertag“ ging es in die
Schlossberghöhlen in Homburg.

Das Wetter hatte es sich derweil
anders überlegt, und so mussten
wir uns sputen, den Stollen zu er-
reichen, um nicht triefend nass zu
werden. Drinnen war die Luft
dann auch nicht mehr viel feuch-
ter als draußen, und ein stimmlich
etwas schwacher Historiker bot
uns eine durchaus interessante
Führung durch die Stollen dar –
räumlich wie auch historisch.
Zurück in Kirkel,wo man sich mit
dem miesen Wetter abgefunden

hatte, wurde der Nachmittag mit
Spielen und einigen Vorführun-
gen über den Konferenzprojektor
gestaltet, bis sich dann abends das
Wetter doch noch erbarmte und
wir ein geselliges Lagerfeuer auf
der Wiese vor dem Haus entfa-
chen konnten, wo sich alle einfan-
den. Bis tief in die Nacht saßen
viele der Älteren zusammen am
prasselnden Feuer …

… was man ihnen am nächsten
Morgen auch unschwer ansehen
konnte: Als es bereits um 9 Uhr
losging zur Stadtführung in Blies-
kastel mit einer Historikerin vom
Typ „streng – alleinstehend –
hoch motiviert“, war bei einigen
das Stimmungsniveau noch tiefer
als die Augenringe, denn ausführ-
liche Exkursionen historischer
Natur sind nun mal nicht jeder-
manns Sache. Das war jedoch
schon bald wieder vergessen, als

die Schar das Blieskastler Hallen-
bad erreichte, das zwar „nur“ Er-
satz für einen sprichwörtlich ins
Wasser gefallenen Freibadbesuch
war, in dem aber dennoch alle voll
auf ihre Kosten kamen. Dazu trug
auch ein pfiffiger Förster der
Forstwacht namens Henning
Schwartz bei, der uns bei einer
kleinen Nachtwanderung unter
anderem klar machte, was
nachtaktive Tiere mit Turnschuh-
en im Hausflur zu tun haben.

Der Tag vor der Abreise, an
dem eigentlich – bei gutem Wetter
– eine Tour an die Kirkeler Burg
angesetzt war, wurde schließlich
zur größten Überraschung unse-
rer Ferienfreizeit. Bereits bei der
Begrüßung montags war den ein-
zelnen Gruppen mit auf den Weg
gegeben worden, sich Gedanken
über ein Projekt, das sich als Prä-
sentation für die gesamte Gruppe
eignen sollte, zu machen. Dabei
waren der Kreativität keine
Grenzen gesetzt, und ein hekti-
sches und zugleich heimlichtueri-
sches Getuschel und Herumgehu-
sche deutete an, dass die beinahe
schon vergessene Idee plötzlich
eine erstaunliche Eigendynamik
entwickelte: Als es dann abends
nur noch wenige Minuten waren,
bis die „Show“ beginnen konnte,
waren viele der Kleineren aufge-
regt und zugleich gespannt, denn

Zeltlager oder Hauslager?
Von Johannes Schmidt, 17 Jahre

LANDESJOURNAL
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Die „viel zitierte“ Stadtführung … … Bastelarbeiten mit Désirée Fotos: Bruno Leinenbach
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keiner wusste, was der andere in
petto hatte. Dies spiegelte auch
die Stimmung wider: Egal, ob die
Betreuerinnen sich in einem Cat-
walk maßen und Udo Ewen (der
uns abends, was uns sehr freute,
besuchte) auf seine alten Tage
noch mal wild machten oder zu-
sammen Lieder geschmettert
wurden – die Stimmung war gran-
dios und schweißte die Gemein-
schaft noch enger zusammen.

Das zeigte dann auch der Ab-
schied am folgenden Tag: Keiner
wollte heim, keiner wollte hier
weg, und jeder musste dem ande-
ren tausendmal versprechen,
nächstes Jahr auch ja wieder zu
kommen. Und das werden wir
auch tun: Auch wenn die Ent-
scheidung zwischen Zelten und
„Hauslagern“ Geschmackssache

ist, hat sich eines doch in all den
Jahren nicht geändert. Nämlich
das mitreißende Gruppengefühl,
das sich entwickelt hat. Das Eis
wurde durch Kennenlernspiele
schnell gebrochen, und als am
letzten Abend unsere kleine
Show über die Bühne ging, konn-
te sich jeder einmal im Scheinwer-
ferlicht sonnen und alle spürten
das, was unser Lager zu einem Er-
folg für jeden einzelnen machte
und hinter einer Fortsetzung im
nächsten Jahr kein Fragezeichen
stehen ließ:Ein großartiges Team-
gefühl, das niemanden ausgrenzt
und nach fünf kurzen Tagen das
Gefühl,sich schon ewig zu kennen
– für manche gilt das ja auch schon
fast: „Auch beim siebten Mal bin
ich dabei“.

LANDESJOURNAL

GdP-FERIENFREIZEIT

Bundesweite Entwicklung
der tödlichen Verkehrsun-
fälle

Laut Veröffentlichung des Sta-
tistischen Bundesamtes starben im
Mai 2007 500 Menschen auf deut-
schen Straßen. Das waren 70
Getötete oder 16% mehr als im
entsprechenden Vorjahresmonat.
Auch die Zahl der Verletzten ist
um 5,3% auf 41 800 gestiegen. Ins-
gesamt hat die Polizei im Mai 2007
in Deutschland rund 204 000
Straßenverkehrsunfälle aufge-
nommen, 4,6% mehr als im Mai
2006. Dabei hat die Zahl der Un-
fälle mit Personenschaden um

5,9% auf 32 900 und die Zahl der
Unfälle mit ausschließlich Sach-
schaden um 4,4% auf 171 000 zu-
genommen.

In den ersten fünf Monaten die-
ses Jahres kamen deutlich mehr
Menschen ums Leben als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres. Mit
2006 Getöteten waren es 11%
mehr als von Januar bis Mai 2006.
Die Zahl der Verletzten erhöhte
sich in diesem Zeitraum um 14%
auf rund 170 300.

Insgesamt erfasste die Polizei
926 400 Straßenverkehrsunfälle in
den Monaten Januar bis Mai 2007,
eine Steigerung um 2,5% gegenü-
ber dem entsprechenden Vorjah-
reszeitraum. Darunter waren
132 800 Unfälle mit Personenscha-
den (+ 16%) und 793 600 Unfälle
mit nur Sachschaden (+ 0,6%).

Entwicklung der Verkehrs-
unfälle im Saarland

Im Rahmen der statistischen
Auswertung ist bei den Verkehrs-

VU-STATISTIK

Verkehrsunfälle mit
tödlich verletzten
Personen im 
1. Halbjahr 2007
Von Bernd Brutscher

Obwohl das Wetter ja wirklich
beschissen war, hat Sydney Ann
das gar nicht als negativ empfun-
den. Das spricht für die tollen
Möglichkeiten, die uns dort für
jedes Wetter geboten wurden.

Uwe Lehnhoff
Eine Gewerkschaft wie die

GdP hat nicht nur die Verpflich-
tung, sich für die Belange von
Frauen und Männern in unserer
Polizei einzusetzen, sie hat darü-
ber hinaus die wichtige Funktion,
auch gesellschafts- und familien-
politische Schwerpunkte zu set-
zen. So ist das Angebot der GdP
an ihre Mitglieder, betrachtet im
Hinblick auf das Angebot, jedes
Jahr eine Jugendferienfreizeit-
maßnahme anzubieten, ein wich-
tiger Bestandteil, Beruf und Fa-
milie zu verbinden.

Vera Koch
Am Dienstag besichtigten wir

die Sandsteinhöhlen in Hom-
burg.Da von hier ein Schacht zur
Karlsberg-Brauerei und in den
Weinkeller des Hotel führt, muss-
ten wir vor der Heimfahrt zählen,
ob auch alle Betreuer da waren.

Phillip V., Teilnehmer
Mittwoch: Stadtführung in

Blieskastel: Die Stadtführerin,
die sehr intelligent, hoch moti-

viert war und alles wusste, was
uns aber nicht interessierte, trieb
uns im Eiltempo durch die Stadt.
Das anschließende Picknick im
Polizeirevier Blieskastel war spit-
ze, Polizei echt cool.

Daniel B., Teilnehmer
Oft werden wir gefragt, was ei-

ne Kinder-Ferienfreizeit mit der
Gewerkschaft der Polizei zu tun
hat? Nun, traditioneller Bestand-
teil der Arbeiterbewegung und
damit auch der Gewerkschaften
ist es auch, Freizeitangebote für
ihre Mitglieder über den berufli-
chen Alltag hinaus zu machen.
Daher lag es für uns nahe, eine
Ferienfreizeit für die Kinder un-
serer Mitglieder zu organisieren.
Sei es, dass sie selbst nicht in Ur-
laub fahren konnten oder aber
einfach nur, um Eltern – und hier
insbesondere auch die allein er-
ziehenden Eltern – in den Ferien
ein paar Tage zu entlasten. Die
positive Resonanz und der Spaß,
den alle Beteiligten auch dieses
Jahr wieder hatten, haben unsere
Entscheidung bestätigt.

Ralf Porzel
Nein, es sind die „Kleinigkei-

ten“, die bleiben werden:
� das „Geständnis“ eines

9-Jährigen auf der Heimfahrt,

dass ihm die von allen ach so ver-
pönte Stadtführung in Blieskas-
tel eigentlich doch ganz gut gefal-
len hat

� unsere Désirée, die mit ihrer
Kreativität, ihrer unerschütter-
lichen guten Laune und ihrem
Geschick die Kids zu tollen Bas-
telarbeiten animiert hat

… und vor allem aber, wenn
sich 56 Kids zusammen tun, an
einem Strang ziehen und einen
Abschlussabend der Superlative

auf die Beine stellen (Hey, ihr
ward wirklich toll!) und sich
Gänsehaut-Feeling pur ausbrei-
tet und alle „unseren“ Udo
Ewen, der so krank war und für
diesen Abend extra hergefahren
wurde, Standing-Ovations geben
und diesen mit „Udo, Udo“-Ru-
fen auf die Bühne holen!! (auch
auf diesem Wege „Gute Besse-
rung“)

Anke Prinz

Stimmen und Stimmungen

Fortsetzung auf Seite 8Der Autor Bernd Brutscher Foto: LPD
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unfällen mit tödlich verletzten
Personen im 1. Halbjahr 2007 ( 34
Tote ) gegenüber dem 1. Halbjahr
2006 ( 18 Tote ) ein Anstieg von
88,88% zu verzeichnen.

Schwerpunkt Freitag

Während sich bei den Monaten
keine Besonderheit ergibt, ist bei
den Wochentagen eine Verschie-
bung der Unfälle von den Wochen-
enden auf die Tage Montag und
Freitag zu erkennen.

Tageszeitlich ereigneten sich
die meisten tödlichen Verkehrsun-
fälle im Zeitraum von 15–18 Uhr.

38,7% der Verkehrsunfälle mit
tödlich verletzten Personen wur-
den auf Landstraßen registriert.

Unterscheidung nach
Altersgruppen

Bei den Verkehrsunfällen mit
tödlich verletzten Personen hebt
sich die Altersgruppe der 34- bis
65-Jährigen deutlich von den an-
deren Altersgruppen ab.

Die Untergliederung der Alters-
gruppe der 34- bis 65-Jährigen bei

den Hauptunfallverursachern
nach Jahren ergibt, dass bei 48,4%
der Verkehrsunfälle mit tödlichen
Folgen Fahrzeugführer im Alter
von 44 bis 58 Jahren beteiligt sind.

Bei den Hauptverursachern ist
die Fahrzeugart „Pkw“ mit einem
Anteil von 67,7% beteiligt.

Der Anteil der Hauptunfallur-
sache „Geschwindigkeit“ an den
Gesamtursachen beträgt 32,6%.

Zusammenfassung

Aus der Analyse ergeben sich
folgende Auffälligkeiten:

41,9% der Verkehrsunfälle er-
eigneten sich montags und freitags.
Das Wochenende ist mit einem
Anteil von 16,1% vergleichsweise
gering betroffen.

38,7% der Verkehrsunfälle wer-
den in der Zeit von 15 bis 18 Uhr
registriert.

38,7% der Verkehrsunfälle ge-
schahen auf Landstraßen.

48,4% der Hauptunfallverursa-
cher sind zwischen 44 und 58 Jahre
alt.

67,7% der Hauptunfallverursa-
cher führten einen Pkw.

32,6% der Verkehrsunfälle ha-
ben die Hauptunfallursache „Ge-
schwindigkeit“.

Mitgliederversammlung
2007

LANDESJOURNAL

VU-STATISTIK PROTESTKUNDGEBUNG IN WIESBADEN

Fortsetzung von Seite 7

Am Mittwoch, dem 26. September 2007, unterstützte eine starke saarländi-
sche GdP-Delegation den Tarifkampf der öffentlichen Dienstgewerkschaften
in Hessen. In Wiesbaden kämpfte man gegen das Besoldungs- und Tarifdik-
tat der dortigen Landesregierung. Sollte sich die von Roland Koch geführte
Landesregierung dort mit ihrem Ansinnen tatsächlich durchsetzen, wäre
dies ein ernst zu nehmender Angriff auf die Tarifautonomie und es bestünde
die Gefahr, dass auch andere Bundesländer die tarifpolitischen Errungen-
schaften im öffentlichen Dienst „schleifen“. Ralf Porzel

KG ST. WENDEL

Die Kreisgruppe St.Wendel
lädt hiermit alle Mitglieder zu der
o. a.Veranstaltung ein.

Termin: Freitag, der 23. No-
vember 2007, 14.00 Uhr

Örtlichkeit: Gaststätte Olden-
burger Hof, Selbach

Tagesordnung:
1. Begrüßung
2.Anträge / Annahme der Tages-

ordnung
3.Ehrung unserer verstorbenen

Mitglieder
4. Grußwort der Gäste
5. Jubilarehrungen

6.Bericht des Kreisgruppenvor-
sitzenden

7.GdP-Aktuell mit Hugo Müller
8.Kurzbericht des Kreisgrup-

penkassierers  
9. Kassenprüfungsbericht

10.Aussprache zu den Berichten
(TOP 6–9)

11.Verschiedenes
12. Schlusswort

Anschließend traditioneller
Ausklang mit „Imbiss“ und Ge-
sprächen.

Thomas Ehlhardt,
Vorsitzender

Wie wir berichteten, hatten
GdP-Kollegen mit dem Rechts-
schutz ihrer Gewerkschaft erfolg-
reich beim Verwaltungsgericht ge-
gen die „Deckelung“ der beihilfe-
fähigen Aufwendungen für Einla-
gen geklagt.

Jetzt ist die Exekutive der Judi-
kative gefolgt und hat aus der
Rechtsprechung Konsequenzen
gezogen. Das Innenministerium
hat mit Erlass (Az. ÖD 2 2260-
02/9) vom 10. August 2007 die
Richtlinien zu § 5 Abs. 1 Nr. 9 der
Beihilfeverordnung (BhVO) be-
treffend die Beihilfefähigkeit der
Aufwendungen für Hilfsmittel

geändert, indem dort in Nummer
2.1 bei „Einlagen (orthopädi-
sche)“ die Wörter „bis zur Höhe
von 90 Euro“ gestrichen wurden.

Mithin können nun Beihilfebe-
rechtigte, die medizinisch be-
gründbar höhere Aufwendungen
haben, jetzt mit deren Anerken-
nung rechnen. Insofern dürften in
solchen Fällen keine ablehnenden
Bescheide mehr erfolgen, gegen
die bisher immer Widerspruch und
Verwaltungsklage angestrengt
werden mussten.

Die neue Regelung ist veröf-
fentlicht im Amtsblatt (Nr. 36) des
Saarlandes, S. 1770. Carsten Baum

KG SAARPFALZ
Am 28. 11. 2007, 14.00 Uhr,

findet die diesjährige Mitglie-
derversammlung unserer
Kreisgruppe im Sportheim des
SV Rohrbach, ST. Ingbert-
Rohrbach, In den Königswie-
sen, statt. Über eine rege Teil-
nahme würde sich der KG-Vor-
stand freuen. Die Tagesord-
nung wird noch rechtzeitig be-
kannt gegeben.

Gerhard Kopp, Vorsitzender

BRENNPUNKT BEIHILFE

Begrenzung für ortho-
pädische Einlagen fällt!


